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BERLIN. Die seit Jahresbeginn in
Deutschland geltenden neuen Bi-
lanzvorschriften beeinflussen nicht
nur die Finanzen der Unternehmen.
Die „International Financial Repor-
ting Standards“ (IFRS) verlangen
von den Unternehmen auch An-
sätze eines „Nachhaltigkeitsbe-
richts“. Das heißt, große börsenno-
tierte Unternehmen und Konzerne
müssen in ihren Lageberichten
nicht-finanzielle Leistungsindikato-
ren angemessen darstellen.
Gefordert sind dabei Informatio-

nen über Umwelt- und Arbeitneh-
merbelange. Das bestimmen die Pa-
ragraphen 289 und 315 des Handels-
gesetzbuches (HGB), die infolge des
Bilanzrechtsreformgesetzes (Bil-
ReG) geändert wurden.
„Ökologische und soziale Bezüge

der Geschäftstätigkeit sollen stär-
ker als bisher üblich in dieBerichter-
stattung einbezogen werden“, be-
gründet die Bundesregierung das
BilReG, das Investoren mehr Trans-
parenz und internationaleVergleich-
barkeit verschaffen soll. „Dies ist ein
Meilenstein auf dem Weg zu einer
nachhaltigkeitsorientierten Finanz-
berichterstattung“, sagt Nachhaltig-
keitsberater Axel Hesse, der imAuf-
trag der OrganisationGermanwatch
das neue Recht unter die Lupe
nahm. Der Lagebericht muss auch
die voraussichtliche Entwicklung
mitwesentlichenChancen undRisi-
ken erläutern.
Das HGB geht aber nicht so weit

wie die Berichtspflichten in Groß-
britannien oder Frankreich. Es ver-
langt Informationen über Umwelt-
und Arbeitnehmerbelange nur von
großen Kapitalgesellschaften und
Konzernen und auch nur dann, „so-
weit sie für das Verständnis des Ge-
schäftsverlaufes oder der Lage von
Bedeutung sind“. Das HGB bringe
wenig Nachhaltigkeit in die Finanz-
berichterstattung, urteilt daher Al-

brecht Ruppel, Referent des Insti-
tuts derWirtschaftsprüfer.
„Zielführend sind dagegen umfas-

sende freiwilligeNachhaltigkeitsbe-
richte, die alle Umwelt-, Sozial- und
ökonomischen Aspekte berücksich-
tigenund alle Interessengruppen in-
formieren“, fügt er hinzu. Bis Jahres-
ende will das IDW einen Prüfungs-
standard für Nachhaltigkeitsbe-
richte erarbeiten, umderGefahr ent-
gegenzuwirken, dass sie zur Öffent-
lichkeitsarbeit missbraucht werden.
„Sie sollten geprüft werden, um ihre
Glaubwürdigkeit zu erhöhen.“
Ob Umwelt- und Arbeitnehmer-

aspekte für die Vermögens-, Finanz-
und Ertragslage relevant und in die
Lageberichte aufzunehmen sind,
müssen dieUnternehmen selbst ein-
schätzen. Hier bestehe manche Un-
klarheit, berichten Wirtschaftsprü-
fer. Der Anfang Dezember verab-
schiedete Rechnungslegungsstan-
dardDRS 15 desDeutschen Standar-
disierungsrats konkretisiert die An-
forderungen nicht. Über die genaue
Auslegung des HBG werden wohl
noch Juristen streiten, schätzt das In-
stitut für Markt-Umwelt-Gesell-
schaft in Hannover (Imug).
Sinnvoll sei eine umfassende

Durchleuchtung des Unterneh-
mens, um nicht-finanzielle Aspekte
zu identifizieren und Leistungsindi-
katoren zu bestimmen, sagt Hesse.
Nützlich ist hierfür der Lagebe-
richt-Standard des IDW von 1998,
der zwar keine Indikatoren, aber

Themen aufzählt – etwa Umwelt-
schutzmaßnahmen, Beseitigung
von Altlasten, produktbezogenen
Umweltschutz oder Umfang der
Umweltrisiken. Ob der Standard er-
weitert wird, ist noch unklar.
In jedem Fall sei das Bedürfnis

der Adressaten der Lageberichte zu
berücksichtigen, sagt BeraterHesse.

„Bei klimarelevanten Informatio-
nen haben Investoren und Analys-
ten großes Interesse an zusätzli-
chen und vergleichbaren Informa-
tionen – sie sind somit von Bedeu-
tung.“ So fordern rund 100 institutio-
nelle Investorenmit einemverwalte-
ten Vermögen von zehn Bill. Dollar
im Carbon Disclosure Projekt von

denweltgrößtenKonzernen, Klima-
risiken und -strategien offen zu le-
gen.
„Die Bedeutung nicht-finanziel-

ler Aspekte für die Einschätzung
der Risikoprofile von Unternehmen
wächst“, sagt auchGeorgeDallas, ge-
schäftsführender Direktor der Kre-
ditratingagentur Standard & Poor’s.
ImLageberichtwerde sichNachhal-
tigkeit zunehmend als Teil des Risi-
komanagements widerspiegeln, er-
wartetWirtschaftsprüfer Ruppel.
Das neue HGB fordert von den

Unternehmen, ausführlicher auf die
Risiken einzugehen sowie die Ziele
und Methoden des Risikomanage-
ments darzustellen. „Damit steigen
dieAnforderungen andie bisherwe-
nig aussagefähigen Risikoberichte
deutscher Aktiengesellschaften“,
meint Hesse.

Nachhaltigkeit gehört jetzt in die Bilanz
Richtlinien des IFRS verlangen Informationen über nicht-finanzielle Risiken wie Arbeitnehmerbelange und Umweltschutz

� Mehr Arbeit: Das HBG verpflich-
tet zu mehr Offenheit bei Umwelt-
und Arbeitnehmerbelangen. Es gilt,
wichtige Aspekte zu identifizieren
und Indikatoren zu finden. Proble-
matisch ist, dass die im Gesetz
scheinbar klare Trennung zwischen
finanziellen und nicht finanziellen

Leistungsindikatoren kaum mög-
lich ist. Umwelt- und Arbeitnehmer-
belange können auch indirekt finan-
zielle Auswirkungen haben.
� Mehr Chancen: Konzerne könn-
ten mit umfassender Transparenz
ihre Reputation sowie ihre Wettbe-
werbsfähigkeit an den internationa-

len Kapitalmärkten erhöhen und so
ihre Kapitalkosten senken oder
den Aktienwert steigern, meinen
Experten. Zudem sei es möglich,
neue strategische Geschäftsfelder
zu identifizieren und dadurch eine
Voraussetzung für die langfristige
Zukunftsfähigkeit zu schaffen.

Keine klaren Indikatoren
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